
Tarifrunde Stahl 
 

Wo die Richtung hingeht …

In der Tarifrunde Stahl wurde eine Chance verpasst. Der Abschluss ist ein 
tarifpolitischer Rückschritt.  
 
Im Vorfeld der Tarifrunde rollte eine Welle der Empörung durch die Belegschaft von 
Thyssenkrupp: Der paritätisch besetzte Aufsichtsrat hatte mit voller Zustimmung der 
´Arbeitnehmerbank` dem Konzernvorstand für das Geschäftsjahr 2019/20 eine 
„Sondervergütung“ als Teil einer „erfolgsabhängigen Vergütung“ über 300.000 Euro für Frau 
Merz bzw. je 200.000 Euro für Keysberg und Burkhard bewilligt. Dabei hatte die Thyssenkrupp 
AG im letzten Geschäftsjahr einen Fehlbetrag von 5,5 Mrd. Euro eingefahren und kündigte den 
Abbau von 11.000 Arbeitsplätzen an. Selbst auf der Hauptversammlung bestimmte die 
„Erfolgsprämie“ die Diskussion. Namentlich die Kleinaktionäre wurden sauer, bleiben doch die 
Dividenden aus. Die Empörung über den Vorstand war allgemein. Die subjektiven 
Voraussetzungen für einen Streik waren gegeben. 
Die Umsätze explodieren 
Die objektiven Bedingungen für die Tarifrunde waren im ersten Quartal Oktober-Dezember 
2020 gut und verbesserten sich täglich. Im zweiten Quartal Januar bis März explodierten die 
Umsätze und Preise der Stahlindustrie. Kunden mussten ihre Produktion drosseln, weil sie 
nicht genug Stahl geliefert bekamen. Damit waren auch die objektiven Voraussetzungen voll 
erfüllt, um mit einem Streik Wirkung zu erzielen.  
Das Klasseninteresse der Stahlkapitalisten 
Vor diesem Hintergrund hatten die Stahlkapitalisten nur ein Bestreben: die Tarifrunde vor den 
Veröffentlichungen der Zahlen des Quartals Januar-März 2021 über die Bühne zu bringen. Denn 
deren Bekanntwerden hätte die Erwartungen der StahlkocherInnen hochgeschraubt. Jedes 
unzureichende Ergebnis wäre auf Kritik gestoßen. Das musste verhindert werden. Aber für 
einen gemäßigten Tarifabschluss brauchten die Stahlkapitalisten Verbündete. 
Die IG Metall geht in die Tarifrunde 
Für die IG-Metall-Bürokratie steckte „die nordwestdeutsche Stahlindustrie in einer schwierigen 
Lage“. Deshalb mahnte sie, „eine Forderung mit Augenmaß aufzustellen“. Die 
Vertrauenskörperleitung von Thyssenkrupp sah keinen Stahlboom, sondern „schwere Zeiten“.  
Entsprechend bescheiden war die Forderung von 4 Prozent.  
Die IGM-Bürokratie und ihr betrieblicher Anhang gingen so in die Tarifrunde, wie sie auch die 
vergangenen Konflikte bewältigt hatten: Mit den Stahlmanagern in Brüssel gegen Klimaauflagen 
der EU protestieren; erst gegen die Fusion mit Tata-Steel antreten, um ihr dann zuzustimmen; 
ohne eine Mrd. Euro für die Umstellung auf grünen Stahl festzulegen, die Abspaltung der 
Thyssenkrupp-Steel von der Thyssenkrupp AG bewilligen. Für den Abschluss eines  
Zukunftspakts Stahl mit zukünftiger Beschäftigungsgarantie wurden erst dem Abbau von 3.000 
Arbeitsplätzen zugestimmt, um dann einem weiteren Abbau von 750 Arbeitsplätzen 
zuzustimmen – trotz bestehender Beschäftigungsgarantie per Tarifvertrag.  
 



Entsprechend bescheiden sahen die Aktivitäten in der Tarifrunde aus: ein paar hundert 
KollegInnen hier, ein paar Hundert dort. Es wurde weder auf Vollstreik orientiert, noch sollte 
zurückgeholt werden, was 2020 verloren wurde. 
Was bleibt von 500 Euro brutto? 
Das Ergebnis sieht beim Entgelt wie folgt aus: Bis zum 31.05.22 gibt es 500 + 250 + 250 Euro = 
1.000 Euro für 15 Monate (800 Euro auf 12 Monate). Die Hälfte der 1.000 Euro ist steuer- und 
sozialabgabenpflichtig d.h. ein Bruttobetrag. Wenn 250 Euro im Dezember und 250 Euro im 
Februar ausgezahlt würden, dann werden wir nach Abzug der Lohnsteuer, Sozialversicherung 
usw. sehr wenig davon merken.  
Aber von den 1.000 Euro können 500 Euro in Freizeit umgewandelt werden. Das heißt dann 
„Zahlung zur Beschäftigungssicherung“. Das kennen wir bereits. Letzten Sommer wurden 1000 
€ Urlaubsgeld mitten in der Kurzarbeitsphase in 5 Tage Urlaub umgewandelt. 
Corona hält für alles her 
Von dem Entgelt sind 500 Euro eine einmalige „Corona-Beihilfe“. Was Corona mit unserem 
Entgelt zu tun hat, konnte uns noch niemand erklären. Wir haben aber noch gut die Worte von 
Vorstand Osburg (TK-Steel) im Ohr: „Die Pandemie hat unsere Finanzlage nochmals 
dramatisch verschärft …. Wir müssen daher auch über weitere Personal- und 
Kostenmaßnahmen sprechen“. Erst dient Corona als Begründung für „Kostenmaßnahmen“, die 
wir nicht zu verantworten haben, dann dient die Pandemie als Begründung für das glatte 
Gegenteil: „Corona-Beihilfe“.  
Entgeltforderung ohne Diskussion 
Die zukünftige  Entgeltstruktur hat die IGM-Bürokratie bereits festgelegt:  der eine Teil ist fest, 
der andere Teil in Freizeit wandelbar, wenn das Unternehmen Beschäftigungsprobleme hat. 
Die  600 Euro ab 28.02.2023 sind die wandelbare Hälfte, die „zur Beschäftigungssicherung“ in 
Freizeit dient. Die feste Hälfte werden wahrscheinlich auch 600 Euro sein. Die Stahlkapitalisten 
bekommen einen Blankoscheck und wir gucken wieder einmal in die Röhre. Damit haben die 
IGM-Bürokraten die nächsten Tarifrunden ab 2023 vorentschieden - ohne jede demokratische 
Diskussion, ohne auch nur mit einer Vertrauensfrau, mit einem Vertrauensmann die 
Forderungsstruktur zu diskutieren. 
Mit der Umstellung auf grünen Stahl werden die Stahlkapitalisten auf Jahre eine Begründung 
finden, die Hälfte der Entgelterhöhung in Freizeit umzuwandeln.  Wird uns jetzt schon nur die 
Hälfte der Entgelterhöhung ausgezahlt, weil bei Thyssenkrupp-Steel 3.000 + 750 Arbeitsplätze 
vernichtet werden?  
 
TV Beschäftigungssicherung 
In der Stahltarifrunde wurde neben den Tarifverträgen Altersteilzeit und Werkverträge auch der  
Tarifvertrag Beschäftigungssicherung verlängert. Für seine Einführung und für jede Verlängerung 
werden in den Tarifverhandlungen Entgeltbestandteile angerechnet. Eigentlich sind damit  
betriebsbedingte Kündigungen ausgeschlossen. Doch der zusätzliche Abbau von 750 
Arbeitsplätzen bei TK-Steel zeigt: Die Beschäftigungssicherung ist nicht das Papier wert, auf dem 
sie steht. Für ein Messer ohne Griff zahlen wir den doppelten Preis: mit weniger Entgelt und mit 
750 Arbeitsplätzen. 
 
Die 4-Tage-Woche bezahlen wir 
Die Metallkapitalisten jubeln über einen ähnlichen Abschluss wie bei Stahl, weil mit der IG 
Metall „erstmals ein automatisch wirksamer Entlastungsmechanismus für krisenbetroffene 



Betriebe vereinbart worden“ ist, könnte, so NRW-Bezirksleiter Giesler, „Das Geld aus der 
Einmalzahlung und aus anderen(…) dazu verwendet werden, die Arbeitszeit auf eine 4-Tage-
Woche zu verkürzen“ (Tagesspiegel 30.03.21).  Wir zahlen also zukünftig unsere 
Arbeitszeitverkürzung selbst. Im Kampf um die 35-Stunden-Arbeitswoche wurde noch die 
Bezahlung durch die Kapitalisten durchgesetzt. 
 
Was wird aus der IG Metall? 
Das Motto der metallzeitung "vom Betrieb aus denken" spricht für das Denken der 
Gewerkschaftsbürokraten. Für sie geht es weder um gewerkschaftliche Basisarbeit, noch um 
Fortschritte für alle Lohnabhängigen, sondern um einzelbetriebliche Lösungen. Da werden die 
guten wirtschaftlichen Rahmenbedingungen  (explodierende Stahlpreise und Umsätze) nicht 
genutzt, weil das Einzelunternehmen am meisten zählt.  
 
 
Aus: was tun bei Thyssenkrupp Steel, Duisburg, 8.4.2021, www.riruhr.org  
  
Siehe zum Hintergrund im LabourNet Germany: Branchen » Stahl-Industrie » Tarifrunde der IG Metall 
in der Stahlindustrie 2021: "Beschäftigung sichern – Entgelte stabilisieren" 
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